
 

 

SCHWESTERNVERBAND 

PFLEGENEUORDNUNGSGESETZ-ENTWURF 

Vertrauen weg – Enttäuschung und Wut 

 

Seit dem 05.06.2026 liegt der Referentenentwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes vor. 

Nachfolgend gibt der Saarländische Schwesternverband einen Überblick über die 

wesentlichen Änderungen gegenüber der aktuellen Rechtslage und fasst seine 

Einschätzung dieses Gesetzesentwurfes zusammen. Der Schwesternverband betreibt 

Pflege- und Behinderteneinrichtungen in fünf Bundesländern, beschäftigt rund 4.300 

Mitarbeitende. 

1. Sicherung der Finanzierung der gesetzlichen Pflegeversicherung 

Mit dem Pflegeneuordnungsgesetz soll die Finanzierung der gesetzlichen 

Pflegeversicherung gesichert werden. Der Gesetzentwurf sieht vor, dass die Finanzierung 

der Pflegeversicherung wie folgt verändert wird: 

▪ Belastung der Versicherten und der Arbeitgeber durch Beitragsanhebungen:  

⎯ Der Beitragssatz steigt von 3,4 auf 3,6 %.  

⎯ Die Jahresarbeitsentgeltgrenze wird um 7.650 € jährlich angehoben.  

⎯ Der Beitragszuschlag für Kinderlose wird von 0,6 auf 0,7 Beitragssatzpunkte 

angehoben. 

⎯ Es wird ein Zuschlag für mitversicherte Ehegatten / Lebenspartner von 0,52 

Beitragssatzpunkten eingeführt. 

⎯ Bei geringfügig Beschäftigten muss der Arbeitgeber den vollen Beitragssatz 

zahlen. Gleiches gilt für Arbeitgeber von Beschäftigten in Privathaushalten. 

▪ Entlastung des Bundes: 

⎯ Die pauschale Beteiligung des Bundes an den Aufwendungen der sozialen 

Pflegeversicherung wird nicht nur für die Jahre 2024 bis 2027 ausgesetzt, sondern 



 

 

jetzt auch für das Jahr 2028. 2029 reduziert sich der Zuschuss von 1 Mrd. Euro auf 

die Hälfte. Ab 2030 soll wieder der volle Zuschuss gezahlt werden. 

⎯ Die Darlehen des Bundes an die soziale Pflegeversicherung in Höhe von insgesamt 

4,2 Mrd. € werden 2035 bis 2039 zurückgezahlt.  

⎯ Künftige Liquiditätsdarlehen des Bundes sollen bis zum Ende des Folgejahres 

zurückgezahlt werden. Damit es nicht so schnell zu Liquiditätsdarlehen kommt, 

wird die Rücklage der Pflegeversicherung von 50 auf 20 % der Ausgaben eines 

Monats herabgesetzt 

⎯ Die Corona-Schulden des Bundes bei der sozialen Pflegeversicherung in Höhe von 

ca. 5 Mrd. Euro werden nicht zurückgezahlt. 

▪ Entlastung der Verwaltungshaushalte der Pflegekassen durch Verschiebung von 

Aufwendungen in den Ausgleichsfonds. 

Fazit: Durch die Änderung der Finanzierung der Pflegeversicherung wird der Bund zu 

Lasten der Versicherten und der Arbeitgeber entlastet. 

2. Beschränkung des Zugangs zur Pflegeversicherung 

In Deutschland gab es 2017 nach Angaben des Statistischen Bundesamtes 3,41 Mio. 

Pflegebedürftige. 2023 waren es bereits 5,69 Mio. Pflegebedürftige, also 66,9 % mehr. 

Ursächlich war auch die Veränderung des Pflegebedürftigkeitsbegriffes in Folge des II. 

Pflegestärkungsgesetzes, das zum 01.01.2017 in Kraft getreten ist. Die Zahl der 

Pflegebedürftigen ist stärker gestiegen als politisch gewollt. 

Es ist deshalb konsequent, wenn im Zuge des Pflegeneuordnungsgesetzes der Zugang 

zur Pflegeversicherung wieder erschwert wird. Dies soll dadurch geschehen, dass ein 

höheres Maß an Pflegebedürftigkeit als bisher gegeben sein muss, um im Rahmen der 

Begutachtung den Pflegegrad 1 zuerkannt zu bekommen. Erschwert wird aber auch der 

Zugang zu Pflegegrad 2 und Pflegegrad 3. Insbesondere, dass der Zugang zu Pflegegrad 3 

erschwert wird, ist nicht sachgerecht. Denn Personen mit Pflegegrad 3 sind in der Regel 

nicht mehr in der Lage sich selbständig zu versorgen. 

Durch den erschwerten Zugang zu Pflegegrad 2 und insbesondere 3 werden 

Pflegebedürftigen die Leistungen der Pflegeversicherung gekürzt. Dies ist insbesondere 

mit Blick auf viele Pflegebedürftige, die heute dem Pflegegrad 2 oder 3 zugeordnet 

würden, eine Benachteiligung von Menschen, die dringend Hilfe benötigen und dafür 



 

 

Beiträge an die Pflegeversicherung abgeführt haben. Bei Aufenthalt in einer 

vollstationären Pflegeeinrichtung führt der erschwerte Zugang zu Pflegegrad 2 und 3 

dazu, dass für die Pflege der betroffenen Pflegebedürftigen weniger Personal zur 

Verfügung steht und die Belastungen des verbleibenden Personals folglich steigen. Bei 

Inanspruchnahme häuslicher Pflege steht ein geringeres Sachleistungsbudget zur 

Verfügung. 

3. Leistungskürzungen 

Der Entwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes sieht Kürzungen bei den Leistungen für die 

Pflegebedürftigen vor: 

▪ Pflegebedürftige mit dem Pflegegrad 1 in häuslicher Pflege haben heute Anspruch 

auf einen Entlastungsbetrag in Höhe von 131 Euro monatlich. Pflegebedürftige des 

Pflegegrades 1 in vollstationärer Pflege erhalten einen Zuschuss in Höhe von 131 Euro 

monatlich. Diese Leistungen entfallen künftig. Pflegebedürftige mit Pflegegrad 1 

erhalten künftig keine Entlastung mehr. 

▪ Pflegebedürftige mit Pflegegrad 2 und 3 erhalten künftig in den ersten drei Monaten 

nach erstmaligem Erhalt des Pflegegrades nur die Hälfte des Entlastungsbudgets, 

also des heutigen Pflegegeldes. 

▪ Heute erhalten Pflegebedürftige den gemeinsamen Jahresbetrag für Verhinderungs- 

und Kurzzeitpflege in Höhe von 3.539 Euro jährlich. Dieser entfällt künftig. Er wird 

ersetzt durch das Überbrückungsbudget (bisher Verhinderungspflege). Das 

Überbrückungsbudget umfasst je Kalenderjahr aber nur einen 

Gesamtleistungsbetrag von 1.855 Euro bei Pflegegrad 2 und 3 bzw. 2.285 Euro bei 

Pflegegrad 4 und 5. Zudem wird die Verwendung dieser bisher recht frei einsetzbaren 

Mittel auf Leistungen der pflegerischen Überbrückungsversorgung beschränkt: Das 

sind Pflegesachleistungen in pflegerischen Akutsituationen durch einen Notdienst in 

der ambulanten Pflege und die Versorgung in einer vollstationären Pflegeeinrichtung 

mit Kurzzeitpflege auf einem Akut-Kurzzeitpflegeplatz. Das Vorliegen der 

Akutsituation muss durch die Pflegebegleitung bestätigt werden. Diese Kürzung 

werden die Pflegebedürftigen sehr deutlich spüren. Dies gilt auch für die 

Sozialhilfeträger, weil der bisherige gemeinsame Jahresbetrag deutlich dazu 

beigetragen hat, die Inanspruchnahme von Sozialhilfe hinauszuschieben. 



 

 

▪ Die zur Begrenzung der Eigenanteile der Versicherten an den pflegebedingten 

Aufwendungen eingeführten Leistungszuschläge bei stationärer Pflege können 

künftig erst nach einem sechs bis zwölf Monate längerem Aufenthalt in einer 

stationären Pflegeeinrichtung in Anspruch genommen werden. Durch diese 

verspätete Gewährung der Leistungszuschläge werden viele Pflegebedürftige früher 

auf Sozialhilfe angewiesen sein. Dies belastet die kommunalen Haushalte. Das 

Problem der dramatisch steigenden Eigenanteile der Pflegebedürftigen wird auf 

diese Weise vergrößert. Die Pflegebedürftigen werden zusätzlich belastet. 

▪ Die Beratungsbesuche von Pflegebedürftigen in der eigenen Häuslichkeit werden ab 

2028 eingestellt. 

 

4. Neue Leistungen / neue Institutionen 

Zum 01.01.2028 wird eine neue Leistung eingeführt. Auf diese Leistung haben 

Pflegebedürftige in häuslicher Pflege und ihre Angehörigen Anspruch. Die Leistung 

umfasst eine präventionsorientierte fachliche Begleitung und Unterstützung in der 

Pflege. Ziel ist es, die gesundheitliche und pflegerische Situation zu verbessern, die 

Selbständigkeit zu erhalten, pflegende Angehörige zu unterstützen und zu entlasten und 

die häusliche Pflegesituation durch ein nachhaltiges stabiles Versorgungsmanagement 

nachhaltig aufrechtzuerhalten. Diese Leistung soll durch Pflegebegleitpersonen 

durchgeführt werden. Die Pflegebegleitung durch Pflegebegleitpersonen soll 

unmittelbar durch die Pflegekassen erbracht werden, aber auch auf Dritte übertragen 

werden können. Die Träger der Sozialhilfe können die Übernahme der Pflegebegleitung 

durch Pflegestützpunkte verlangen oder die Aufgabe selbst übernehmen. Die 

Pflegebegleitung muss von den Pflegebedürftigen einmal im Jahr abgerufen werden; sie 

kann häufiger abgerufen werden. 

Die Methoden und Vorgehensweisen der Pflegebegleitung und die Qualifizierung der 

Pflegebegleiter sind im Gesetzentwurf nicht definiert.  Nach unserer Einschätzung 

müssen diese Methoden und die Anforderungen an die Pflegebegleitpersonen erst 

entwickelt und getestet werden. Es macht daher keinen Sinn, diese Leistung ohne 

vorgeschaltete Modellvorhaben einzuführen. Es handelt sich um einen riesigen 

Feldversuch ohne hinreichende fachliche Grundlagen. 



 

 

Dafür ist ein sehr hohes Budget bereits festgelegt: 146 Euro je pflegebedürftiger Person 

in häuslicher Pflege für die Durchführung der Pflegebegleitung und des 

Fallmanagements sowie die Schulung und Qualifizierung der Pflegebegleitpersonen. 

Dafür wird im Grunde der eingesparte Entlastungsbetrag für Pflegebedürftige mit 

Pflegegrad 1 eingesetzt. Über den Entlastungsbetrag dürfen die Pflegebedürftigen mit 

Pflegegrad 1 heute selbst verfügen. Künftig haben sie nur noch Anspruch auf eine 

jährliche Pflegebegleitung, die sicherstellen soll, dass sie hinreichend Prävention zur 

Vermeidung des Eintritts von Pflegebedürftigkeit betreiben. Kurzum: Der Gesetzentwurf 

misstraut den Präventionsanstrengungen der Bürger und sieht den Aufbau eines 

Begleitdienstes vor, der durch jährliche Besuche sicherstellt, dass sich die 

Pflegebedürftigen hinreichend anstrengen ihre Pflegebedürftigkeit zu vermeiden und 

ihren Unterstützungsbedarf zu reduzieren. 

Durch den Aufbau der Pflegebegleitung wird den Trägern der Sozialhilfe ermöglicht, 

wieder eine eigene Aufgabe im Bereich der Pflege zu übernehmen, die sie keine 

zusätzlichen Mittel kostet, aber den Aufbau neuer Verwaltungsstrukturen ermöglicht. 

Dies trägt weder dazu bei die Finanznot der Pflegeversicherung noch die Finanznot der 

Kommunen einzudämmen. Ob auf diese Weise Prävention betrieben werden kann, ist 

mehr als zweifelhaft. Die Einführung dieser Leistung widerspricht dem Ziel, die Finanzen 

der Pflegeversicherung zu konsolidieren. Sie ist ein Angebot an die Kommunen, um 

deren Unterstützung für das Pflegeneuordnungsgesetz zu sichern. 

Neu eingeführt wird ein Notdienst in der ambulanten Pflege. Dieser wird benötigt, um 

die Leistungen aus dem Überbrückungsbudget für Pflegebedürftige in häuslicher Pflege 

auf Akutsituationen von bis zu drei Tagen zu beschränken. Bisher sind ambulante 

Pflegedienste nicht so finanziert, dass sie so kurzzeitige Einsätze übernehmen können: 

Deshalb wird ein neuer und besser finanzierter Dienst benötigt. Letztlich ist dieser 

Notdienst ein Vehikel, um Beschränkungen der Inanspruchnahme des 

Überbrückungsbudgets zu ermöglichen und dessen Ausschöpfung zu verhindern.  

Pflegebegleitdienst und Notdienst sind Paradebeispiele für die Ausweitung von 

Bürokratie und immer stärkere Regulierung. Der fachliche Mehrwert ist nicht zu 

erkennen. Letztlich dienen diese bürokratischen Strukturen der Beschränkung der 

Inanspruchnahme von Leistungen. Und sie bestätigen die Parkinsonschen Gesetze: 



 

 

Jeder Angestellte wünscht die Zahl seiner Untergebenen zu vergrößern und die 

Ausgaben des Staates wachsen stets schneller als seine Einnahmen. 

Durch das Pflegeneuordnungsgesetz wird die rechtliche Grundlage für die Einrichtung 

eines Kompetenzzentrums Digitalisierung und Pflege geschaffen. Zudem wird das 

bestehende Förderprogramm zur Anschubfinanzierung der Digitalisierung ambulanter 

und teilstationärer Pflegeeinrichtungen fortgeführt. In stationären Pflegeeinrichtungen 

können bis zu 10 % der Stellen gem. Pflegesatzvereinbarung von 2028 bis 2032 als 

Transformationsstellenanteile vereinbart werden. Hier kann also Personal durch Technik 

eingespart werden. Die Finanzierung der Digitalisierung in der Pflege erfolgt damit über 

die Eigenanteile der Pflegebedürftigen, da keine neuen Finanzierungsquellen 

hinzutreten.  

5. Dynamisierung der Leistungen 

Durch das Pflegeneuordnungsgesetz sollen die Leistungen der Pflegeversicherung ab 

2028 dynamisiert werden, indem die Leistungsbeträge jährlich in Höhe des 

arithmetischen Mittels der Kerninflationsrate der vorangegangenen drei Jahre 

angehoben werden, nicht jedoch stärker als der durchschnittliche Anstieg der 

Bruttolohn- und Gehaltssumme je abhängig beschäftigtem Arbeitnehmer.   

Die Dynamisierung der Leistungen ist dringend geboten, damit nicht alle 

Kostensteigerungen in der Pflege allein von den Pflegebedürftigen und den Trägern der 

Sozialhilfe getragen werden müssen. Sie ist unbedingt zu begrüßen und beugt immer 

stärkeren Belastungen der Pflegebedürftigen vor. 

6. Aussetzen der Regelungen zur Tarifbindung 

Im Rahmen der letzten Pflegereform wurde auf Initiative der damaligen Bundesminister 

Jens Spahn (CDU) und Hubertus Heil (SPD) eine Tariftreuepflicht für Pflegeeinrichtungen 

eingeführt. Damit sollte das Versprechen der Politik eingelöst werden, für eine bessere 

Bezahlung von Pflegekräften Sorge zu tragen. Die Tariftreuepflicht hat zu erheblichen 

Lohnsteigerungen in der Pflege geführt. Das Ziel der besseren Bezahlung der Pflegekräfte 

wurde also erreicht.  



 

 

Finanziert wurden die Lohnsteigerungen von den Pflegebedürftigen, deren Eigenanteile 

insbesondere bei stationärer Pflege Jahr für Jahr zweistellig gestiegen sind. Durch die 

steigenden Eigenanteile sind viele Pflegebedürftige in die Sozialhilfe gerutscht. Das hat 

dazu geführt, dass die Aufwendungen der Träger der Sozialhilfe explodiert sind. 

Verursacher war der Bundesgesetzgeber, Nutznießer waren die Pflegekräfte. 

Die Umsetzung der bundesgesetzlichen Regelungen erfolgte 2021/2022 wie 2017 bei der 

Einführung des neuen Pflegebegriffes, der zu einem ungewollten Anstieg der Zahl der 

Pflegebedürftigen führte, überhastet und vor allem ohne hinreichende Vorbereitung 

und Analyse der voraussichtlichen Wirkungen. Dadurch ist vielen Betreibern von 

Pflegeeinrichtungen ein wirtschaftlicher Schaden entstanden. Das Problem bestand vor 

allem in der Synchronisierung von Lohnsteigerungen und deren Berücksichtigung in den 

Leistungsentgelten.  

Nur knapp vier Jahre nach Einführung der Tariftreuepflicht sieht der 

Pflegeneuordnungsgesetz-Entwurf nun die Aussetzung der Tariftreuepflicht für drei 

Jahre vor. In dieser Zeit dürfen Pflegesätze die durchschnittliche Veränderungsrate nach 

§ 71 Abs. 3 SGB V als Obergrenze nicht überschreiten. Das bedeutet, dass die jährliche 

Anpassung der Pflegesätze an die Kostenentwicklung gedeckelt wird und die 

Verpflichtung der Berücksichtigung der Tariflöhne in den Pflegesätzen aufgehoben wird. 

Es gibt dann keine Garantie mehr für die Betreiber von Pflegeeinrichtungen, dass sie die 

Tariflöhne auch finanzieren können. Für die Beschäftigten in der Pflege ist eine Sicherung 

eingebaut: Die Gehälter zum 01.01.2027 dürfen Betreiber von Pflegeeinrichtungen nicht 

wegen Bindung an die Grundlohnsummenentwicklung unterschreiten. 

Was bedeutet das? 

⎯ Nur nachweisbare Kosten werden auch in den Leistungsentgelten berücksichtigt. 

Lohnsteigerungen werden also nur dann berücksichtigt, wenn sie tatsächlich 

gezahlt werden oder (z.B. durch Bindung an einen Tarifvertrag) gezahlt werden 

müssen. 

⎯ Nachgewiesene tarifliche Lohnsteigerungen werden in den Entgelten aber nur 

insoweit berücksichtigt, als sie nicht dazu führen, dass die Erhöhung der 

Pflegesätze die Steigerung der Grundlohnsumme übersteigt. Es besteht für die 

Betreiber der Pflegeeinrichtungen das Risiko, dass sie ihre Tariflöhne wegen 

fehlender Berücksichtigung in den Pflegesätzen nicht bezahlen können. Das 



 

 

können sie aber erst im Nachhinein feststellen: wenn die Entwicklung der 

Grundlohnsumme bekannt ist. 

⎯ Die Entwicklung der Grundlohnsumme ist von vielen Faktoren abhängig: von der 

Entwicklung der Zahl der Erwerbstätigen, von der durchschnittlichen 

Lohnentwicklung in der Gesamtwirtschaft und anderen Einflüssen. 

⎯ Durch die Grundlohnsummenentwicklung gedeckelt werden nicht die 

Lohnkosten in Pflegeeinrichtungen, sondern die Anpassung der Pflegesätze an die 

Kostenentwicklung. Steigen zum Beispiel inflationsbedingt die Sachkosten 

überproportional, dann verengt sich der Spielraum für Lohnsteigerungen noch 

weiter. 

⎯ Auch bei einer Kündigung von Tarifverträgen besteht eine Nachwirkung. 

Demnach müssen auch dann die Tariflöhne weitergezahlt werden. Das Aussetzen 

der Tariftreuepflicht schadet deshalb den tarifgebundenen Pflegeeinrichtungen, 

während nicht tarifgebundene Einrichtungen ggf. die Chance haben, sich der 

Tariftreue zu entziehen. 

Nutznießer des Aussetzens der Tariftreuepflicht sind die Träger der Sozialhilfe und die 

Pflegebedürftigen, deren Eigenanteile an den Kosten der Pflege entlastet werden. 

Dagegen werden die überproportionalen Lohnsteigerungen der Pflegekräfte in den 

letzten Jahren rasch aufgezehrt werden. Sie tragen die Kosten des Aussetzens der 

Tariftreuepflicht ebenso wie die Betreiber der Pflegeeinrichtungen. Die Aussetzung der 

Tariftreuepflicht erschüttert das Vertrauen der Betreiber von Pflegeeinrichtungen in den 

Bundesgesetzgeber. Schon die Einführung der Tariftreuepflicht war von Dilettantismus 

und unzulänglichen arbeitsrechtlichen Kenntnissen geprägt. Für die vorgeschlagene 

Regelung zum Aussetzen der Tariftreuepflicht gilt das in noch stärkerem Maße.  

In den letzten Jahren hat die Politik keine Antwort darauf gefunden, wie dem Mangel an 

Pflegekräften begegnet werden kann. Die Forderung nach einer angemessenen 

Entlohnung war häufig noch das eindringlichste Argument. Nun die Rolle rückwärts: Die 

Löhne in der Pflege sollen sinken. Diese Botschaft begeistert niemand für den 

Pflegeberuf. 

 

 



 

 

Das Zustandekommen des Gesetzentwurfes  

Der frühere Präsident des Bundesverfassungsgerichtes Hans-Jürgen Papier hat am 

11.04.2026 der Bundesregierung „verweigerte Staatsführung“ vorgeworfen, weil die 

Bundesregierung die Arbeit an den anstehenden Sozialreformen an Kommissionen 

ausgelagert hat. Er hat dazu ausgeführt: „Durch diese ‚Kommissionitis‘ werde versucht, 

nötige politische Gestaltungen in Gremien ohne demokratische Legitimation 

auszulagern“.  Der Schwesternverband pflichtet dieser Feststellung bei: In den 

Kommissionen werden von Experten mit Inselexpertise und Personen mit genehmen 

Interessen Reformpakete geschnürt, die weder der Lebenswirklichkeit der Menschen 

noch den komplexen Zusammenhängen des Gesundheits- und Sozialwesens gerecht 

werden. Dies gilt insbesondere für die Ergebnisse der Bund-Länder-Arbeitsgruppe, die die 

Vorschläge zur Reform der Pflegeversicherung erarbeitet hat. Folge ist ein dramatischer 

Akzeptanzverlust der politisch Verantwortlichen. 

Voraussetzung für eine erfolgreiche Reform der Pflegeversicherung ist ein breiter 

gesellschaftlicher Konsens. Diesen zu erreichen verlangt den Mut, mit den Bürgern über 

die Inhalte der Pflegereform und deren Notwendigkeit zu sprechen: sich der Diskussion 

zu stellen! Veränderungen müssen ehrlich und überzeugend erklärt werden. Und mit 

Kritik muss eine konstruktive Auseinandersetzung geführt werden. Dies ist 

Voraussetzung für gute Gesetze. Fehlender Mut zur Kommunikation über die 

angestrebte Reform fördert Ablehnung statt Zustimmung!  

Der Entwurf des Pflegeneuordnungsgesetzes ist sozial unausgewogen, denn er 

entlastet den Bund, mutet aber den Pflegebedürftigen, den Ländern, den Pflegekräften 

und den Betreibern von Pflegeeinrichtungen erhebliche Belastungen zu. 

Die Aussetzung der Tariftreuepflicht stellt eine Kehrtwende des Bundesgesetzgebers 

dar, die das Vertrauen in den Bundesgesetzgeber nachhaltig erschüttert. 

Der Gesetzentwurf verstärkt die Überregulierung und Bürokratisierung der Pflege und 

beinhaltet Übergriffe des Staates gegen pflegebedürftige Menschen, die ein hohes 

Misstrauen in die Eigenverantwortung der Bürger signalisieren. 

 

Ottweiler, Juni 2026 


